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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 32. 


3 
(Nr. 4057.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. Juli 1854., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
. ſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Rogaſen über Obornik bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Samter. 


asien Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe 
Obornik, im Regierungsbezirk Poſen, beabſichtigten Bau einer Chauſſee von 
Rogaſen uͤber Obornik bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Samter ge— 
nehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die 
zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der 
fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur An⸗ 
wendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe gegen Ueber⸗ 
nahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſel⸗ 
ben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die 
Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840, angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
kommen. 5 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 3. Juli 1854. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. Be 
Ber 
Jahrgang 1884. (Nr. 40374038.) 61 (Nr. 4058.) 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Auguſt 1854. 
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(Nr. 4058.) Statut des Verbandes der Wieſenbeſitzer in der Sektion I. des Gierzhagener 
Bachthales, Buͤrgermeiſterei Dattenfeld, im Kreiſe Waldbroel des Regie— 
rungsbezirks Coͤln. Vom 17. Juli 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der in der Sektion I. des Gierzhagener Bach— 
thales, Buͤrgermeiſterei Dattenfeld, im Kreiſe Waldbroel des Regierungsbezirks 
Cöln belegenen, auf den beiden Karten des Geometers Fr. Court vom Jahre 
1852. und den dazu gehörigen beiden Kataſter⸗Auszuͤgen ebenfalls vom Jahre 
1852. bezeichneten Grundſtuͤcke, nach Anhörung der Betheiligten, dem Antrage 
der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 
1843. H. 56. und 57. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1843, S. 51.) was folgt: 


Sl. 

Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke werden zu einem Wieſenver— 
bande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Bewaͤſſe⸗ 
rung zu verbeſſern. 

Der Verband hat fein Domizil bei feinem jedesmaligen Vorſteher. 


5 | H. 2. 

Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver⸗ 
bandswieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den be- 
ſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 
feſtzuſtellen iſt. 

Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ꝛc. bleibt den Eigenthumern uͤber⸗ 
laſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen fie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


$. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
a un von den Genoſſen nach Verhaͤltniß rd betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. 

Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Anlagen werden An der Regel im Tagelohn ausgefuͤhrt unter Lei⸗ 
tung eines Wieſenbaumeiſtess; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten 
nach Beſtimmung des Vorſtändes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 

Aus⸗ 
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Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehoͤrig ausgefuͤhrten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Saͤumigen machen und 
die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu 
iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen fuͤr 
55 a obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterblei⸗ 

en duͤrfen. 


H. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre x. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoffirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufaͤllige 
Vortheile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. Streitigkeiten 
21 0 92 mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchiedsrichterlich entſchieden 
EEE GAY 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


H. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 

Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. a 

Als Erſatz fuͤr baare Auslagen und Verſaͤumniß erhaͤlt jedoch der Wie⸗ 
ſenvorſteher jaͤhrlich pro Morgen fuͤnf Silbergroſchen. 


§. 6. 

Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ih⸗ 
rer Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wieſen⸗ 
fchöffen. | 
Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen, durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitftimmen: 

Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf⸗ 
tiges Erkenntniß verloren hat. " 

Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für die Gemeindewah⸗ 
len zu beobachten. 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſchei⸗ 
nigte Wahlprotokoll. 5 ae 

(Nr. 4058.) 61“ §. 7. 
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Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſenbau⸗ 
meiſters zu veranlaffen und dieſelbe zu beauffichtigen; 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 
ſenſchoͤffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechfel für den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

1) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 

In Behinderungsfaͤllen laͤßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
fchöffen vertreten. : 


H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kündigung an, deſſen Lohn die General- 
Verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- fuͤr allemal 
beftimmt. Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land- 
rathes. Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu wäffern und muß fo wäſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. 

Kein en darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen oder uͤber⸗ 
haupt die Bewäſſerungsanlage eigenmächtig veraͤndern, bei Vermeidung einer 
Konventionalſtrafe von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhüter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 
gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder andern Nutzungsrechten und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtskiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Da⸗ 
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Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung (okr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten 
des Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des andern 
Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekannt⸗ 
machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet wer⸗ 


den muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 


traͤgt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
Verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt Jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den öffentlichen Gemeindeaͤmtern 
wählbar iſt, mindeſtens Einen Morgen ieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 

Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. 

: $. 10. 

Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. f 

H. 11. i 

Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Koͤniglichen 
Regierung in Coͤln als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den 


Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


$. 12. 
Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 17. Juli 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Simons. v. Weſtphalen. 


(Nr. 40584059.) 5 (Nr. 4059.) 
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(Nr. 4059.) Reglement für die Feuerſozietaͤt des Markgrafthums Ober-Lauſitz, Preußiſchen 
Antheils. Vom 26. Juli 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 


haben auf den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde des Markgrafthums Ober: 
Lauſitz beſchloſſen, für dieſes Markgrafthum eine gemeinſchaftliche Feuerſozietaͤt 
zu bilden, und verordnen demnach, wie folgt: 


Nat, 


1. Allgemeine Die Feuerſozietaͤt umfaßt das Markgrafthum Ober-Lauſitz Preußiſchen 

gel. nun. Antheils in den Grenzen feines Kommunalverbandes und ſteht unter der Ver⸗ 
waltung der Kommunalſtaͤnde dieſes Landestheils. Der Zweck der Sozietaͤt iſt 
die 1. Verſicherung der derſelben beigetretenen Gebäude gegen Feuers: 
gefahr. 


H. 2; 


Si Die Sozietät verſichert nur Gebäude innerhalb der Preußiſchen Ober: 
auſitz. 


H. 3. 


2. Aufnahme⸗ Ausgeſchloſſen ſind jedoch Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, Schwefel⸗ 
Sehnen Raffinerien, Theeroͤfen und Rußhuͤtten, Brau- und Brennereien mit hölzernen 
Darren. Andere zu dieſen Fabriken und Anſtalten gehoͤrige, oder doch in ihrer 
Nähe liegende Gebäude find zur Verſicherung nur dann geeignet, wenn fie 
bei feuerfeſter Dachung durchgehende Brandgiebel haben, oder fuͤnf Ruthen von 
den betreffenden Fabriken oder Anſtalten entfernt liegen. Bei nicht feuerfeſter 

Dachung ſind zehn Ruthen Entfernung noͤthig. 


H. 4. 


Es ſteht Jedem frei, feine Gebäude in dieſer oder in einer andern So⸗ 
zietat zu verſichern. 

Kein Gebäude aber darf gleichzeitig bei dieſer und einer andern Feuer⸗ 
ſozietaͤt verſichert werden; ebenſo duͤrfen alle in ein und demſelben Gemeinde— 
reſp. Gutsbezirke befindlichen Gebäude eines und deſſelben Beſitzers nur ent: 
weder alle, oder keins von ihnen bei dieſer Sozietaͤt verſichert werden, welche 
letztere Beſtimmung jedoch auf Torfſcheunen und auf die in H§. 3. und 14. 
bezeichneten, von der Sozietaͤt ausgeſchloſſenen Gebaͤude keine Anwendung fin⸗ 
det und eben ſo wenig bei dem Uebergang ſolcher Gebaͤude in die Sozietaͤt, 
welche bisher bei einer andern Geſellſchaft oder Anſtalt verſichert waren. 

Iſt ein Gebaͤude, dieſer Beſtimmung entgegen, noch anderswo verſichert 

a wor⸗ 
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worden, fo hat der Eigenthuͤmer deſſelben eine an die Sozietaͤtskaſſe zu zah⸗ 
lende Konventionalſtrafe in der Hoͤhe des ſechſten Theils der ganzen Summe, 
mit welcher er bei der Feuerſozietaͤt der Ober⸗Lauſitz verſichert iſt, verwirkt. 

Das Gebäude wird nicht allein in dem Kataſter gelöfcht, ſondern es iſt 
auch der Eigenthuͤmer im Falle eines Brandungluͤcks anftatt jener Strafe der 
ihm ſonſt aus der Ober⸗Lauſitzſchen Feuerſozietaͤts-Kaſſe zukommenden Brand⸗ 
verguͤtung verluſtig, ohne daß gleichwohl feine Verbindlichkeit zur Entrichtung 
der Feuerkaſſen⸗Beitraͤge bis zum Ablaufe des Halbjahres, in welchem der 
Brand ſtattfindet, eine Abaͤnderung erleidet. In dieſem Falle erliſcht mit dem 
Rechte des Brandbeſchaͤdigten auf die Brandverguͤtung auch jeder Anſpruch der 
im Kataſter eingetragenen Hypothekenglaͤubiger. 


H. 5. 


Jeder Hypothekenglaͤubiger, für deſſen Forderung ein verſichertes Ge- Pflicht zur 
baͤude verhaftet iſt, kann fein Hypothekenrecht im Feuerſozietaͤts-Kataſter ver⸗ en 
merken laſſen, wofern er ſich ſolches ausbedungen hat, oder des Schuldners theken. 5 
ausdruͤckliche Einwilligung dazu beibringt. Die geſchehene Eintragung wird 
auf dem Schulddokumente beſcheinigt. Ein ſolcher Vermerk hat die Wirkung, 
daß, wenn nicht die Tilgung der Schuld nachgewieſen, oder die ſchriftliche Ein- 
willigung des Glaͤubigers unter Beiſchluß des Dokumentes beigebracht wird, 
für ein ſolches verpfaͤndetes Gebaͤude weder der Austritt aus der Feuerſozietaͤt, 
noch die Herabſetzung der Verſicherung unter die bedungene Summe (außer im 
Falle der nothwendigen Herabſetzung H. 11.) zulaͤſſig iſt. 

Im Falle des Brandes eines ſolchen Gebaͤudes hat der Glaͤubiger nur 
das Recht zu verlangen, daß die Brandverguͤtung, den Vorſchriften dieſes 
Statuts gemaͤß, zum Bau verwendet wird. 

Iſt der Verſicherte wegen Brandſtiftung oder grober Verſchuldung ſei⸗ 
nes Anſpruchs auf die Brandverguͤtung verluſtig geworden und in Konkurs 
verfallen, und der im Kataſter eingetragene Glaͤubiger hierbei mit ſeiner For⸗ 
derung ganz oder theilweiſe ausgefallen, ſo erſetzt ihm die Sozietaͤt den nach- 
gewieſenen Ausfall ſoweit, als er ihn nicht erlitten haben wuͤrde, wenn die 
Brandverguͤtung zur Konkursmaſſe gezahlt worden waͤre. 

Die Renkenpflichtigkeit aller ſich bei der Sozietaͤt verſichernden baͤuerlichen 
Stellen, welche die Königliche Rentenbank der Sozietät als rentenpflichtig be⸗ 
zeichnet, wird auch ohne ausdruͤckliche Einwilligung des Stellenbeſitzers mit den 
in dieſem Paragraphen ausgeſprochenen Wirkungen im Kataſter vermerkt. 


He 05 


Der Eintritt in die Sozietaͤt mit den davon abhaͤngenden rechtlichen Wir- 4. Zeit des 
kungen, ſowie eine Erhoͤhung der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche ſonſt zu- Ein⸗ und Aus⸗ 
laͤſſig iſt (H. 7, findet regelmaͤßig jährlich zweimal, naͤmlich mit dem Tages⸗ 
beginn des erſten Januar und erſten Juli jeden Jahres ſtatt. Doch iſt ſolches 

auch zu jeder andern Zeit geſtattet, wenn darum unter der ausdruͤcklichen Ver⸗ 
pflichtung, die vollen Beitraͤge von dem laufenden Halbjahre an entrichten zu 


(Nr. 4059.) wollen, 
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wollen, nachgeſucht wird. Die rechtliche Wirkung des Vertrages beginnt in 
dieſem Falle mit der Anfangsſtunde desjenigen Tages, von welchem das Ge— 
nehmigungsdekret der Feuerſozietaͤts⸗Direktion datirt iſt, oder wenn das zur 
Verſicherung angemeldete Gebaͤude zu dieſer Zeit noch bei einer andern Sozie⸗ 
tät verſichert iſt, mit dem in dem Genehmigungsdekrete der Direktion zu be⸗ 
zeichnenden Zeitpunkte, wo dieſe Verſicherung ablaͤuft. 

Der gaͤnzliche Austritt aus der Sozietaͤt, ſoweit er ſonſt geſtattet iſt 

„G. 38.), oder durch das Niederreißen, durch Brand oder durch ſonſtige das 
Gebäude zerſtörende Ereigniſſe noͤthig wird, findet halbjaͤhrig mit dem letzten 
Juni und letzten Dezember ſtatt, ebenſo die freiwillige Herabſetzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. 

Die nothwendige Herabſetzung (H. 11.) tritt ſofort, nachdem ſie feſtgeſtellt 
iſt, in Wirkung. In allen Fällen muͤſſen aber die Beiträge für dieſe ausſchei⸗ 
denden, oder in der Verſicherung herabgeſetzten Gebaͤude noch fuͤr das Halb— 
N in welchem der Austritt oder die Herabſetzung ſtattfand, voll entrichtet 
werden. 


. 


5. Höhe der Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth derjenigen Theile des 
ſumm e verſicherten Gebaͤudes, welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden koͤn⸗ 
nen, niemals überfteigen. \ 

Jedoch werden nur Grund- und Kellermauern als durch das Feuer nicht 
zerſtoͤrbar angeſehen. 
$ 8. 


Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkungen ($. 7.) hängt die Beſtimmung 
der Summe, auf welche ein Gebaͤudebeſitzer bei der Sozietaͤt Verſicherung neh⸗ 
men will, von ihm ſelbſt ab, nur muß dieſe Summe in Wurzeln, das heißt 
in Betraͤgen von zehn Thalern Preußiſch Kurant, abgerundet fein. 


H. 9. 


Die Ermittelung und Beſcheinigung des gemeinen Werths geſchieht durch 
die Ortspolizei⸗ und Kommunalbehoͤrde mit Vorbehalt der Pruͤfung der von 
der Feuerſozietäts⸗Direktion beftellten Bezirkskommiſfarien und Sachverſtaͤndigen 
nach den von der Feuerſozietaͤts-Direktion vorzuſchreibenden Grundſaͤtzen. 

Die Ortspolizei⸗ und Kommunalbehoͤrde fungiren unentgeltlich. Wird 

von den Ortsgerichten aber die Anfertigung der Deklarationen verlangt, ſo ge⸗ 
buͤhren ihnen fuͤr die dreifache Ausfertigung vier Silbergroſchen bei Verſiche⸗ 
rung einer Gaͤrtner⸗ oder Haͤuslerſtelle „und ſechs Silbergroſchen bei Verſiche⸗ 
rung jedes größeren Gehoͤfts, ſowie einer Fabrikanlage. Dieſe Koften traͤgt 
der Gebaͤudebeſitzer. 

Wird die neue Deklaration in Folge nothwendig gewordener Herabſetzung 
der Verſicherung bedingt, fo find die Ortsgerichte zur unentgeltlichen Aus⸗ 
füllung der von der Sozietät zu verabfolgenden Deklarationsformulare ver⸗ 


pflichtet. 
Die 


N — 5 

Die Koſten fuͤr die Pruͤfung des Verſicherungswerths durch den Bezirks⸗ 
Kommiſſarius oder durch Sachverſtaͤndige werden in der Regel von der So⸗ 
zietaͤt und nur dann von dem Gebaͤudebeſitzer getragen, wenn er feine Gebaͤude 
vor dem gewöhnlichen Eintrittstermine (F. 6.) verſichern, und deshalb die Pruͤ⸗ 
fung vor dem 1. Mai und 1. November (H. 44.) vornehmen laſſen will. 


H. 10. 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach HH. 8. ff. beſtimm⸗ 
ten Verſicherungsſumme, als bei der Tarirung iſt auch noch darauf zu achten, 
daß, wenn der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes etwa freies Baumaterial zu fordern 
befugt iſt, der Werth deſſelben außer Anſchlag bleibt. Dagegen iſt derjenige, 
welcher das freie Baumaterial zu liefern hat, berechtigt, ſolches beſonders zu 
verfichern, jedoch nicht bei einer andern Sozietät (J. 4.) 


$. 11. 
Der Feuerſozietaͤts⸗Direktion ſteht die Befugniß zu, den nach H. 9. er⸗ 


mittelten gemeinen Werth nach ihrem Ermeſſen unter die Tare herabzuſetzen, 
ſowie ferner jederzeit auf Koſten der Sozietät durch Kommiſſarien Reviſlonen 
des Verſicherungswerths aller oder einzelner Gebäude vornehmen zu laſſen und 
danach die verſicherungsfaͤhig bleibenden Summen feſtzuſetzen und die etwa 
höher verſicherten Gebaͤude ſofort auf dieſe Summen herabzuſetzen. Auch find 
alle mit den Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten beauftragte Perſonen verpflichtet, 
bei dem Verfall der Gebaͤude, zumal ſolcher, deren Werth nach der Erfahrung 
ſchnell abzunehmen pflegt, ihr beſonderes Augenmerk darauf zu richten, daß die 
Verſicherungsſumme niemals den wirklich noch vorhandenen Werth der ver⸗ 
ſicherten Gebaͤude uͤberſteige. 

Auf ſolche Faͤlle aufmerkſam zu machen, iſt Obliegenheit aller Aſſociaten. 

Wird die Verſicherungsſumme eines neu deklarirten Gebaͤudes von der 
Direktion unter die Taxe herabgeſetzt, ſo ſteht dem Beſitzer frei, ſeinen Ver⸗ 
ſicherungsantrag zuruͤckzunehmen. Wird die Verſicherungsſumme eines bereits 
verficherten Gebaͤudes in Folge der Revifion herabgeſetzt, fo ſteht dem Beſitzer 
der, Austritt im naͤchſten Termine (H. 44.) zu. 


H. 12. 


Jeder kann die bisherige Verſicherungsſumme bis zu dem zulaͤſſigen 6. erhöhung 
Maximum erhoͤhen, oder auch, mit Ausnahme der SS. 5. und 38. bezeichneten ene 
Faͤlle, bis zu einem willkuͤrlichen Minderbetrage herabſetzen laſſen. Eu 

umme. 


H. 185 


Die verſicherten Gebäude werden nach ihrer Bauart und der daraus 7. glafifka⸗ 
hervorgehenden Verſchiedenheit der Feuergefaͤhrlichkeit in drei Klaſſen eingetheilt, ee 
und zwar begreift die : 

Jahrgang 1854, (Nr. 4059.) 62 1, Klaffe, 
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J. Klaſſe, alle Gebäude mit maſſiver Bedachung und maſſiven Umfaf- 
ſungswaͤnden, 8 s 
II. Klaſſe, alle uͤbrigen Gebaͤude mit maſſiver Bedachung, 
III. Klaſſe, alle Gebaͤude, welche nicht maſſive Bedachung haben. 


; Unter maffiver Bedachung wird verſtanden: Bedachung von Schiefer, 
Ziegeln, Metall. N i 

Bei Gebäuden von verſchiedener Bau- und Bedachungsart beſtimmt der 
feuergefaͤhrlichere Theil derſelben die Klaſſe, zu welcher ſie gehoͤren. i 

Muͤhlengebaͤude, in welchen das Muͤhlengewerbe ausſchließlich betrieben 
wird, Brennereien, Loh⸗ und Roͤthemuͤhlen und Torfſcheunen, ſowie Gebaͤude, 
welche in geſchloſſenen Haͤuſerreihen ſtehen und nicht durch maffive Brandgiebel 
von einander geſchieden ſind, werden um eine Klaſſe niedriger klaſſiftzirt, als 
ſie ſonſt nach ihrer Bauart zu ſtehen kommen, außer, inſofern ſie ſchon in der 
III. Klaſſe ſtehen. N 


$. 14. 


Folgende Gebaͤude, als Theatergebaͤude, Glas- und Schmelzhuͤtten, Eiſen⸗ 
und Kupferhaͤmmer, Stuͤckgießereien, Anftalten zur Fabrikation von Cichorien, 
Terpentin, Gas, Phosphor, Firniß, Soda, Blauſaͤure, Aether, Holzſaͤure, Knall⸗ 
ſilber, Knallgold, Vitriol und Salmiak, Spiegelgießereien und aͤhnliche Fabri⸗ 
ken, Spinnereien in Flachs, Hanf, Schaaf⸗ und Baumwolle, Pottaſche-Bren⸗ 
nereien, Papiermuͤhlen, worin das Papier durch Oefen und Kanaͤle getrocknet 
wird, und Gebäude, worin Dampfmaſchinen ſind, jedoch mit der Beſchraͤnkung, 
daß eine Brandbeſchaͤdigung, welche durch Srplofion des Dampfkeſſels an die⸗ 
ſen Gebaͤuden entſteht, von der Sozietät nicht vergütet wird, konnen nur gegen 
einen Beitragsſatz aufgenommen werden, woruͤber die Feuerſozietaͤts⸗Direktion 
mit ihren Beſitzern uͤbereinkommt, und immer nur mit dem Vorbehalte, daß 
der Direktion von Jahr zu Jahr freiſteht, ein ſolches Vertragsverhaͤltniß drei 
Monate vor Ablauf des Jahres aufzukuͤndigen, um eventuell uͤber neue Bei⸗ 
tragsſaͤtze anderweitig uͤbereinzukommen. 6 

Die Direktion iſt jedoch nicht verpflichtet, in jedem Falle uͤber die ſonſt 
üblichen Klaffenfäße hinauszugehen, ſondern kann nach Umſtaͤnden die Verein⸗ 
barung auch innerhalb der Grenzen der letzteren treffen. 

Uebrigens findet der $. 3. auf die Nebengebaͤude dieſer Gebaͤude und die 
in ihrer Naͤhe liegenden Gebaͤude analoge Anwendung. 


$. 15. 


Die Kirchen, nebſt den dazu gehoͤrigen Thurmgebaͤuden, werden nach ih⸗ 
rer Bauart und Lage gleich den uͤbrigen Gebaͤuden Elaffifizirt, entrichten aber 
die Beitraͤge nur von der Halfte der auf fie gelegten Wurzeln. Bei Muͤhlen 
wird das Muhlwerk, bei Brauereien und Brennereien die Bottige, Blaſen, 
Keſſel und Pfannen als Pertinenz des Gebaͤudes, in welchem ſie ſich befinden, 
zur Verſicherung angenommen, und daher mit dem Gebäude in eine und die 
ſelbe Klaſſe geſtellt. 6 

H. 16. 
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H. 16. 


Hiernach hat uͤber die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemel⸗ 
detes Gebaͤude geſtellt werden ſoll, auf das Gutachten der Abſchaͤtzungs⸗Kom⸗ 
miſſton (F. 9.) die Feuerſozietaͤts⸗Direktion zu beſtimmen. Wird jedoch von 
ihr eine andere Klaſſe beſtimmt, als die, welche der Antragende verlangt hat, 
ſo ſteht ihm frei, ſeinen Antrag zuruͤckzunehmen. 


* 


H. 177 


Das Beitragsverhaͤltniß der drei Klaſſen (§. 13.) wird dahin beſtimmt, 
daß auf je Einen Silbergroſchen, welcher in der erſten Klaſſe zu bezahlen iſt, 
die zweite Klaſſe zwei Silbergroſchen und die dritte Klaſſe fuͤnf Silbergroſchen 
beitragen muß. Mit Beobachtung dieſes Klaſſenverhaͤltniſſes werden die Bei⸗ 
träge ruͤckſichtlich jeder Klaſſe auf eine runde Summe ohne Bruchpfennige, welche 
fuͤr voll gerechnet werden, fuͤr jede am Anfange des Halbjahres kataſtrirte Wur- 
zel beſtimmt, auch zur Bildung eines Reſervefonds ein Zuſchlag erhoben, welcher 
jedoch Einen Pfennig pro Wurzel in der erſten Klaſſe nicht uͤberſchreiten darf. 
Dieſer Reſervefonds iſt Eigenthum der Sozietät, an welchem Austretende kei⸗ 
nen Anſpruch haben. Er iſt beſtimmt, um die Zahlungspflicht der Sozietaͤt 
auch vor dem Ausſchreiben der Beiträge durch Vorſchuͤſſe erfüllen zu koͤnnen. 
Bis zu welcher Hoͤhe er anzuſammeln und zu erhalten iſt, beſtimmt der Kom⸗ 
munal⸗Landtag. 


$. 17. b. 


Die Klaſſeneintheilung (§. 13.) und das Beitragsverhaͤltniß der verſchie⸗ 
denen Klaſſen (§. 17.) fol nach fünf Jahren und dann von zehn zu zehn 
Jahren, von der Publikation dieſes Reglements an gerechnet, einer neuen Pruͤ⸗ 
fung durch den Kommunal-Landtag und die darauf von ihm geftüßten Abaͤn⸗ 
derungsantraͤge Unſerer Genehmigung unterworfen werden. 


$. 18. 


Die Feuerſozietaͤts⸗-Direktion iſt zur Ruͤckverſicherung einzelner Riſikos 
oder ganzer Klaſſen bei andern Sozietaͤten befugt. Die Praͤmien dafür werden 


aus den allgemeinen Beiträgen (F. 17.) gedeckt. 


$. 19. 


Beſondere Beitraͤge werden je nach dem Bedarfe zur Beſtreitung der 
Verwaltungskoſten und zwar zugleich mit den allgemeinen Beitraͤgen, aber nicht 


nach dem Klaſſenverhaͤltniß (H. 17.), ſondern lediglich nach den Verſicherungs⸗ 


ſummen ausgeſchrieben und erhoben. 
§. 20. 


Die Feuerſozietaͤts⸗Beitraͤge (99. 17. 19.) werden halbjaͤhrig, alsbald 
(Nr. 4059.) 62 na 


8. Beiträge. 


= Ausſchrei⸗ 


ch ben der Bei⸗ 
träge. 


ST 


nach dem erften Januar und erften Juli jeden Jahres postnumerando mit 
genauer Beſtimmung der dußerften, auf ſechs Wochen von Zeit des Ausſchrei⸗ 
bens hinauszuſetzenden Friſt, zur Einzahlung ausgeſchrieben, und das Ausſchrei⸗ 
ben durch das Liegnitzer Regierungs⸗Amtsblatt und durch die Kreisblaͤtter ver⸗ 
offentlicht. Die Beiträge werden jeden Orts in der Art, wie es bei den 
Grundſteuern uͤblich iſt, von dem Ortserheber gegen ſeine Quittung eingehoben 
und von ihm im Ganzen an das Landſteueramt gegen Quittung deſſelben ab⸗ 
geliefert. Wer die Einſammlung bei den Grundſteuern zu bewirken ſchuldig 
iſt, hat dieſe Pflicht auch ruͤckſichtlich der i zu erfüllen. 
Die nach Ablauf der Friſt noch verbliebenen Ru ſtaͤnde werden ohne weitere 
Verwarnung des Reſtanten gleich den Grundſteuern exekutiviſch beigetrieben. 
Der Beitrag wird bei jedem Ausſchreiben nach den zu dieſer Zeit bekann⸗ 
ten Braͤnden des verfloſſenen Halbjahres und mit Hinzurechnung der muthmaß⸗ 
lich vorgefallenen, aber noch nicht angemeldeten Brandſchaͤden abgemeſſen. 


§. 21, 


10. Bauliche Wenn während der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude eine Ver⸗ 

Wien Anderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr in dem Maaße 

Verſicherungs⸗ erhöht, daß ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des verſicherten Gebaͤudes in eine 

zeit. andere, zu hoͤhern Beiträgen verpflichtete Klaſſe nach ſich ziehen wuͤrde, ſo iſt 
der Verſicherte verpflichtet, der Feuerſozietaͤts⸗Direktion innerhalb des laufenden 
Halbjahres davon Anzeige zu machen und ſich der aus den getroffenen baulichen 
Veraͤnderungen reglementsmaͤßig etwa erfolgenden Beitragserhoͤhung zu un⸗ 
terwerfen. f 

Ueber die Anzeige hat die Feuerſozietaͤts⸗Direktion eine Beſcheinigung zu 

ertheilen. i 


H. 22. 


Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Halbjahre geleiſtet, ſo muß der 
Verſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren Bei⸗ 
traͤgen, welche er entrichtet hat, und den hoͤheren, welche er haͤtte entrichten 
muͤſſen, als Konventionalſtrafe zahlen. 

Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Halbjahres, in welchem 
die Anzeige haͤtte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Halbjahres, in welchem 
dieſelbe nachtraͤglich gemacht, oder anderweitig die Entdeckung der vorgenomme⸗ 
nen Veraͤnderung erfolgt iſt, jedoch nicht uͤber den Zeitraum von vier Jahren 
hinaus, gerechnet. 


23. 


Dagegen wird zwar die durch die Veranderung erhoͤhete Feuersgefahr 
von der Sozietaͤt von Anfang mit uͤbernommen, es muß aber, wo eine Ver⸗ 
ſetzung des Gebaͤudes in eine andere, zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe 
eintritt, der volle höhere Beitrag von Anfang des Halbjahres an, in welchem 
die Veraͤnderung ſtattgefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen ($. 22.) 
bezahlt werden. 

5 H. 24. 
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H. 24. 


Wenn Gebaͤude ſo verfallen, daß ſie nach dem Ermeſſen der Feuerſozie⸗ 
taͤts⸗Direktion nicht mehr gebraucht werden Fünnen, fo iſt dieſelbe befugt, ſolche 
Gebäude ganz von der Sozietaͤt auszuſchließen. Dem Kommunal⸗Landtag bleibt 
jedoch vorbehalten, fuͤr den Fall, daß die Hoͤhe der Reſervefonds dies geſtattet, 
Summen zu beſtimmen, welche von der Sozietaͤts-Direktion zu Bauhuͤlfgeldern 
zu verwenden ſind. 


8 


Wenn ein Feuerſchaden eintritt, duͤrfen mit Ausnahme des zur Beſeiti- 11. Verfahren 
gung einer weiteren Feuersgefahr noͤthigen Weg- und Aufraͤumens, worauf en 
ſchleunig zu halten, die Materialien der abgebrannten oder niedergeriſſenen b 
Gebaͤude nicht bei Seite geſchafft, noch ſonſt verwendet, auch etwa noch ſtehende 
Gebaͤudetheile außer im Falle eines Gefahr drohenden Einſturzes nicht abge- 
tragen werden, bevor nicht der Bezirkskommiſſarius der Feuerſozietaͤt und in 
dem H. 26. bezeichneten Falle auch der Sachverſtaͤndige davon Kenntniß ge- 
nommen hat. 5 

Derjenige Verſicherte, welcher dawider handelt und dadurch die Ermitte— 
lung, ob der Feuerſchade total oder partiell geweſen, oder die Abſchaͤtzung der 
Schadenquote (F. 27.) vereitelt, erleidet einen Abzug im Betrage des vierten 
Theils des feſtgeſtellten Entſchaͤdigungsbetrages von dieſem. 


H. 20. 


Bei gleichem Verluſte muß der Brandbeſchaͤdigte binnen achtundvierzig 
Stunden nach dem Brande dem Bezirkskommiſſarius von dem Brande Anzeige 
machen, welcher laͤngſtens in drei Tagen die Beſichtigung des Schadens zu be— 
wirken hat. Ueberzeugt ſich derſelbe, daß ein Totalſchaden vorliegt, ſo hat er 
blos an Ort und Stelle eine Verhandlung aufzunehmen, wodurch dieſes Reſul⸗ 
tat feſtgeſtellt wird, handelt es ſich aber von einer partiellen Beſchaͤdigung, fo 
muß von ihm, laͤngſtens binnen anderweiten drei Tagen, bei der Schadenbefich- 
tigung außerdem noch der Sachverſtaͤndige (§. 9.) zugezogen und von Beiden 
die Abſchaͤtzung der Schadenquote ſogleich an Ort und Stelle vorgenommen 
werden. Trifft der Brandſchaden einen Bezirkskommiſſarius ſelbſt, oder iſt er 
e e Geſchaͤft zu beſorgen, fo liegen feine Funktionen feinem Stell⸗ 
vertreter ob. b 


$. 27. 


Die Abſchaͤtzung des Schadens bei partiellen Beſchaͤdigungen hat den 
Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen Theile des von der Feuerſozietaͤt ver⸗ 
ſicherten Bauwerths, welcher durch das Feuer und bei deſſen Daͤmpfung ver⸗ 
nichtet und demjenigen, welcher in einem brauchbaren Zuſtande geblieben iſt, 
feſtzuſtellen. Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern viel⸗ 

(Nr. 4059.) mehr 


12. Auszah⸗ 
lung der 
Brandſcha⸗ 
den⸗Vergü⸗ 
tung. 
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mehr auf die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, mit⸗ 
hin dadurch ausgeſprochen, welcher aliquote Theil des Werths vernichtet wor- 
den. Dabei dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum Grunde liegende 
Angabe der Abſchaͤtzungskommiſſion (H. 9.) zur Grundlage und bleibt nach den 
Umſtaͤnden vorbehalten, die etwa mangelnden Notizen durch den Augenſchein, 


5 


durch Zeugen oder ſonſt zu vervollſtaͤndigen. 
g. W. 

Die Abſchaͤtzungskoſten trägt die Sozietät. 
§. 29. 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe verguͤtet und auf 
die etwaigen Ueberbleibſel nichts in Abrechnung gebracht. Vielmehr werden 
1 dem Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planirung 
uͤberlaſſen. 0 5 

Bei Partialſchaͤden erfolgt die Verguͤtung in derſelben Quote der Ver— 
ſicherungsſumme, als von den verſicherten Gebaubetheilen für abgebrannt oder 
vernichtet erachtet worden. 


$. 30. 


Die Brandſchadenverguͤtung wird fuͤr alle Beſchaͤdigung des verſicherten 
Gebäudes durch Feuer geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Entſte⸗ 
hung des Feuers, er beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muthwil⸗ 
len, oder in militairiſchen Zwecken im Kriege, oder Aufruhr, darin einen Unter⸗ 
ſchied macht. : 


H. 31. 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten felbft vorſaͤtzlich verurſacht, 
oder mit ſeinem Wiſſen und Willen oder auf ſein Geheiß von einem Dritten 
angelegt wird, fo fällt die Verbindlichkeit der Sozietät zur Zahlung der Brand⸗ 
ſchadenverguͤtung fort. Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das 
Feuer vorſaͤtzlich verurſacht habe, darf dieſe Zahlung nur dann vorbehalten 
werden, wenn der Verdacht ſo dringend iſt, daß auf den Grund deſſelben die 
Anklage erhoben worden iſt. 

Wird in dieſem Falle der Verſicherte freigeſprochen, ſo muß die Zahlung 
der Brandverguͤtung erfolgen, im Falle ſeiner Verurtheilung aber iſt die So⸗ 
zietaͤt dem Verſicherten gegenuͤber dazu nicht verpflichtet, ſondern event. nur zu 
G H. 5. angegebenen Schadloshaltung der im Kataſter eingetragenen 

aͤubiger. 


H. 32. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten ſelbſt, 
oder von ſeinem Ehegatten, ſeinen Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem nme 
oder 


oder Hausgenoſſen verurfacht worden, fo darf deshalb die Zahlung der Brand» 
ſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder vorenthalten werden. 
Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Fallen der Civilanſpruch auf Ruͤckgewaͤhr 
nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit vorbehalten, als dem Verſicherten erſten 
Falls in feinen eigenen Handlungen, anderenfalls in der hausvaͤterlichen Beauf- 
Sah ga der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchuldung (culpa lata) zur 
Laſt fallt. 


H. 33 


Ob und inwieweit ſonſt die Sozietaͤt gegen jeden Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem 
Verſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, muß er bis auf den 
Betrag der von der Sozietaͤt geleiſteten Brandſchadenverguͤtung in Folge der 
Verſicherung an die Sozietaͤt abtreten. 


H. 34. 


Von der Feuerſozietaͤt werden nach dem Verhaͤltniß der Verſicherungs— 
ſumme auch ſolche Beſchaͤdigungen vergütet, welche einem bereits vom Feuer er- 
griffenen affoziirten Gebäude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Loͤſchung des Feuers und zum Behufe derſelben, oder um die weitere Verbrei— 
tung deſſelben zu verhuͤten, z. B. durch ein von kompetenten Perſonen ange⸗ 
ordnetes oder doch nachher als noͤthig oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nachge⸗ 
1 Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w. zuge⸗ 
uͤgt ſind. N 
Schäden aber, welche durch Blitz, Erdbeben, Pulver- oder andere Er: 
ploftonen oder aͤhnliche Naturereigniſſe verurſacht find, werden nur dann ver⸗ 
guͤtet, wenn ein ſolches Ereigniß Feuer verurſacht hat, und die Schaͤden ſelbſt 
alſo Brandſchaͤden ſind. Die im F. 14. bezeichneten Exploſionen ſind auch in 
dieſem Falle von der Verguͤtung ausgeſchloſſen. 


H. 35. 


Wenn ein aſſozürtes Gebaͤude vom Feuer zwar nicht ergriffen, aber Be⸗ 
hufs der Loͤſchung oder Verhinderung der Weiterverbreitung deſſelben niederge⸗ 
riſſen oder beſchaͤdigt worden iſt, und dies, ſowie daß die Beſchaͤdigung für 
dieſen Zweck nuͤtzlich oder nothwendig geweſen, von der Ortspolizeibehörde be⸗ 
ſcheinigt und die Richtigkeit dieſer Angabe von der Feuerſozietaͤts⸗Direktion an⸗ 
erkannt wird, fo ſoll dem Beſitzer deſſelben von der Sozietaͤt der erweisliche 
Schaden, den er erlitten hat, jedoch hoͤchſtens im Betrage ſeiner Brandverſiche⸗ 
rung erſetzt werden. 


f §. 36. 


Die Auszahlung der Verguͤtungsgelder erfolgt in zwei Haͤlften. Die 
(Nr, 4059.) => erſte 
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erſte Hälfte wird ſpaͤteſtens zwei Monate nach ſtattgehabtem Brandſchaden, die 
zweite Halfte aber dann gezahlt, wenn die vollſtaͤndige Verwendung der erſten 
Haͤlfte zum Bau durch ein Atteſt des Bezirkskommiſſars von dem Brandver⸗ 
ungluͤckten nachgewieſen iſt. \ f 


H. 37¹ f 


Die Zahlung gefchieht an den Verſicherten und darunter ift allemal mit 
Ausnahme des im H. 10. bezeichneten Falles der Eigenthuͤmer des verſicherten 
Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des 
Grundſtuͤcks, worauf das verſicherte Gebäude ſteht oder geſtanden hat, durch 
Veraͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf einen andern uͤbergeht, damit zugleich 
alle aus dem Verſicherungsvertrage entſpringenden Rechte und Pflichten fuͤr 

uͤbertragen erachtet werden, 


H. 38. 


13. Folge des Durch einen Partialſchaden wird die Fortdauer des Verſicherungsver⸗ 
glücks n Bezug trages nicht unterbrochen. Durch einen Totalbrand dagegen wird der Ver— 
auf die Fort ſicherungsvertrag in Bezug auf das total abgebrannte, oder zur Hemmung des 
ede Feuers niedergeriſſene Gebaͤude aufgehoben, und der Verſicherte iſt nur noch 
f e und zur Fortentrichtung der Beitraͤge davon fuͤr das laufende Halbjahr verbunden. 
auf die ies 4 

des Gnhäubee, $..39. 


Die Brandverguͤtung ift von dem Brandverungluͤckten lediglich zum Bau 
zu verwenden, dergeſtalt, daß er die zweite Haͤlfte der Brandverguͤtung nicht 
eher gezahlt erhalt, bis er die vollſtaͤndige Verwendung der erſten Halfte zum 
Bau nachgewieſen hat. Er iſt jedoch weder verpflichtet, dieſelben Gebaͤude, 
noch die Gebaͤude an derſelben Stelle zu errichten. Zum Bau eines Gebäudes 
auf einem andern Grundſtuͤcke, als wozu das abgebrannte Gebaͤude gehoͤrte, darf 
er die Brandverguͤtung jedoch nur mit Genehmigung der Feuerſozietaͤts-Direk⸗ 
tion und nur dann verwenden, wenn die im Kataſter eingetragenen Hypotheken⸗ 
glaͤubiger ihre ſchriftliche Einwilligung dazu geben. Der Brandbeſchaͤdigte muß 
den Nachweis der Verwendung der erſten Haͤlfte der Brandverguͤtung zum 
Bau binnen Jahresfriſt, von der Zeit der Empfangnahme ab, 1 1 widri⸗ 
genfalls er zur Erſtattung derſelben verpflichtet iſt. Die Direktion kann ihm 
eine laͤngere Friſt nur dann gewaͤhren, wenn entweder keine Hypothekenglaͤubi⸗ 
ger im Kataſter vermerkt ſind, oder dieſe einwilligen. In beiden Faͤllen kann 
ſie auch ausnahmsweiſe gegen Verzicht des Brandbeſchaͤdigten auf die zweite 
Haͤlfte ihn von der Ruͤckzahlung der erſten Haͤlfte entbinden. 


H. 40. 


14. Beamte der Die Verwaltung der Feuerſozietaͤt ſteht unter der Oberaufſicht des 
Sozietat. Staates den Landſtaͤnden des Preußiſchen Markgrafthums Ober-Lauſitz zu, 
welche zugleich fuͤr die ſichere und reglementsmaͤßige Verwaltung der 5105 

f ozie⸗ 


U 
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ſozietaͤtskaſſe Garantie leiſten. Zur Fuͤhrung der Feuerſozietaͤtsgeſchaͤfte wird 
eine Feuerſozietaͤts-Direktion in Goͤrlitz gebildet. Die Buch⸗, Kaſſen⸗ und 
Rechnungsfuͤhrung wird unter Leitung der Direktion dem Landſteueramte da⸗ 
ſelbſt uͤbertragen. - 

Die Inſtruktionen ertheilt der Kommunal⸗Landtag, welcher auch den Ver⸗ 
waltungskoſten⸗Etat und die jaͤhrlich zu legende Feuerſozietaͤts- Rechnung feſt⸗ 
En 1 Reſultate der Rechnung werden zur Kenntniß der Intereſſenten 
gebracht. 


H. 41. 


Die Feuerſozietaͤts⸗Direktion beſteht aus dem Landesaͤlteſten der Preußi⸗ 
ſchen Ober⸗Lauſitz als permanenten Vorſitzenden und aus zwei Mitgliedern, 
welche nebſt zwei Stellvertretern für dieſelben von dem Kommunal⸗Landtage ges 
wählt werden. Der Landesaͤlteſte ſetzt die Befchlüffe der Direktion in Vollzug, 
und ift als ſolcher zur Vertretung der Sozietät bei den Behoͤrden und gegen 
dritte Perſonen legitimirt. 


H. 42. 


Die von dem Landtag feſtzuſtellenden Kautionen der Beamten werden 
an die Landſteuerkaſſe gezahlt, dienen aber zugleich zur Sicherung der Feuer⸗ 
ſozietaͤtskaſſe. 


$. 43. 


Zur Beſorgung der kommiſſariſchen Geſchaͤfte werden durch die Direktion 
fir jeden Kreis ein oder mehrere Kommiſſarien und Stellvertreter fuͤr dieſelben 
beftellt, welchen die Feuerſozietaͤts⸗Direktion ihre Aufträge ertheilt, und deren 
Remuneration ſie feſtſtellt. 


H. 44. 


Wer der Sozietaͤt mit dem naͤchſtbevorſtehenden Eintrittstermine als neuer 15. Geſchäſts⸗ 
Intereſſent beitreten oder die Verſicherungsſumme veraͤndern will, muß die gang. 
diesfaͤllige Deklaration nach den von der Sozietaͤt unentgeltlich zu ertheilenden 
Formularen in drei Exemplaren bei dem Bezirkskommiſſarius wenigſtens bis 
zum 1. Mai oder 1. November, und wenn er ganz ausſcheiden will, die An⸗ 
zeige davon bei der Direktion ſpaͤteſtens bis zum 1. Juni oder 1. Dezember 
anbringen, widrigenfalls, wenn das Geſchaͤft mit Inbegriff der etwa noͤthigen 
Berichtigung der Abſchaͤtzung und Klaffifizirung vor Eintritt des naͤchſten Re⸗ 
zeptionstermins nicht gaͤnzlich abgeſchloſſen ſein kann, er ſich gefallen laſſen 
muß, daß die Verſicherung erſt mit dem naͤchſtfolgenden Halbjahre beginnt 
oder aufhoͤrt. i 


H. 45. 
Alle Zahlungen, ohne Unterſchied, werden von der Feuerſozietaͤtskaſſe 


direkt geleiſtet. Bei Brandverguͤtungen iſt außer der, von der Feuerſozietaͤts⸗ 
Jahrgang 4854, (Nr. 4059.) 63 i Di⸗ 
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Direktion ertheilten Anweiſung, eine vom Bezirkskommiſſar in Betreff der Le⸗ 
gitimation und der Unterſchrift des Empfaͤngers zu beglaubigende Quittung 
einzureichen. 


F. 46. 


16. Verfahren Beſchwerden uͤber das Verfahren der Rezepturen oder Bezirkskommiſſa⸗ 
Streifalen. rien find zunaͤchſt bei der Feuerſozietaͤts⸗Direktion und Beſchwerden tiber dieſe 
bei dem Landtag, in hoͤchſter Inſtanz aber durch den Oberpraͤſidenten der Pro- 

vinz Schleſien bei dem Miniſterium des Innern anzubringen. a 


H. 47. 


Fuͤr Streitigkeiten, welche über gegenſeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietaͤt und einem oder mehreren Aſſoziaten entſtehen, verbleibt 
es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die Frage 
bezieht, ob der angeblich Affoziirte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brand⸗ 
ſchadens uͤberhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder ihm überhaupt 
eine Brandſchadenverguͤtung zu verſagen oder nicht. 

Doch verſteht ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Faͤllen ein Kompromiß 
auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift der Geſetze zu: 
laͤſſig iſt. 

H. 48. 


In allen uͤbrigen Streitfaͤllen, außer den vorſtehend bezeichneten, nament⸗ 
lich bei Streitigkeiten uͤber die Aufnahme der Taxen oder der Brandſchaͤden, 
über den Betrag der Feuerverguͤtungsgelder, über die Zahlungsmodalitaͤten, 
über zu bezahlende Koſten und dergleichen, findet hingegen der ordentliche 
Rechtsweg nicht ſtatt, ſondern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher 
ſich bei der Feſtſetzungsverfuͤgung der Feuerſozietaͤts ⸗ Direktion, die ihm voll- 
ſtaͤndig bekannt gemacht und deren richtige Inſinuation von ihm beſcheinigt 
werden muß, nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege des Re⸗ 
kurſes und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. Iſt aber 
dieſe Wahl einmal getroffen, und auf dem gewaͤhlten Wege eine Entſcheidung 
erfolgt, ſo kann hernach nicht wieder davon abgegangen werden. Der Rekurs 
geht an das Miniſterium des Innern, deſſen Entſcheidung auf dieſem Wege die 
endliche und rechtskraͤftige iſt. 

Wer aber die ſchiedsrichterliche Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, 
muß die Berufung darauf binnen einer Praͤkluſiofriſt von ſechs Wochen nach 
dem Empfange der Feſtſetzung der Feuerſozietaͤs⸗ Direktion bei der letztern 
anbringen. f 


H. 49. 2 
Die ſchiedsrichterliche Behörde: ſelbſt ſoll aus drei Schiedsrichtern be- 


ſtehen, wovon einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter EN 
er 
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der mit der Sozietaͤt im Streit befangene Intereſſent und den zweiten die Feuer⸗ 
ſozietaͤts Direktion. Beide muͤſſen bei der Feuerſozietaͤt aſſozüirt, außer einem 
nach den Geſetzen die Zeugnißglaubwuͤrdigkeit beeintraͤchtigenden Verwandt⸗ 
ſchaftsverhaͤltniß, ſowohl untereinander, als mit dem Provokanten, großjaͤhrig 
und untadelhaften Rufes ſein. Den dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, 
welcher als Obmann eintritt, ernennen die beiden Erſten aus der Zahl der in 
der Ober⸗Lauſitz mit Richtereigenſchaft angeſtellten Juſtizbeamten, und dieſem 
ſteht die Leitung der Verhandlung zu. Können ſich die Schiedsrichter tiber 
die Wahl des Obmanns nicht vereinigen, ſo hat der Landrath des Kreiſes, in 
welchem das Verſicherungsobjekt liegt, den mit Richtereigenſchaft verſehenen 
Obmann zu waͤhlen. g 
§. 50. 


Die Verhandlung muß zur Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehoͤren, vorgelegen haben. Auch muß das ſchieds⸗ 
richterliche Urtel die Gruͤnde der Entſcheidung enthalten. Wer hierbei die 
Sozietaͤt zu vertreten habe, beſtimmt die Feuerſozietaͤts⸗Direktion. a 


$. 51. 


Den Spruch fallen die beiden erſten Schiedsrichter, der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung einigen koͤnnen, 
als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. Gegen 
einen ſolchen Spruch findet nur die Nichtigkeitsklage, wo ſolche durch den 
F. 50. oder durch die allgemeinen Geſetze zu begründen iſt, und zwar alsdann 
vor dem ordentlichen Richter ſtatt, welcher dabei eventuell zugleich mit Vorbe⸗ 
halt der ordentlichen Rechtsmittel in der Sache ſelbſt in erſter Inſtanz zu ent⸗ 
ſcheiden hat. Die Nichtigkeitsklage muß aber binnen einer praͤkluſiviſchen Friſt 
von zehn Tagen nach Eröffnung des ſchiedsrichterlichen Ausſpruchs anhaͤngig 
gemacht werden. Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrich⸗ 
terlichen Ausſpruch weder Rekurs, noch Appellation, noch ſonſt ein Rechte: 
mittel ſtatt, ſondern es geht ſolcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche 
Rechtskraft uͤber. 


H. 52. 


Die ſchieds richterlichen Verhandlungen werden, wenn fie nicht nach 
$. 51. an den ordentlichen Richter 1 an die Feuerſozietaͤts = Direktion 
eingeſandt und in deren Archiv aufbewahrt. 


H. 53. 


Spritzen, welche verbrennen, oder beim Feuer durch Einſturz zertruͤmmert 17. Prämien 
werden, vergütet die Sozietät, inſofern fie bei der Loͤſchung des Brandes thaͤtig und Entſcha⸗ 
geweſen find, auf Grund eines daruͤber von der Polizeibehoͤrde des Orts des gungen. 
Brandes ausgeſtellten Atteſtes, nach ihrem erweislichen Werthe. 

(Nr. 4059.) $. 54. 


Fur die erſte, zu einem die Sozietaͤt betreffenden Feuer herbeigeeilte 
auswärtige Spritze zahlt die Sozietaͤt als Praͤmie fünf Thaler, für die zweite 
drei Thaler. Die Spritze muß jedoch brauchbar geweſen und dies glaubhaft 
beſcheinigt ſein. ; 


$. 58; 
Endlich ertheilt die Feuerſozietaͤt demjenigen Entdecker eines Brandſtifters 
an einem bei ihr verſicherten Gebaͤude, welcher ſolche Thatſachen und ſolche 
Beweismittel dafuͤr anzugeben vermag, daß in Folge derſelben der Bezeichnete 


wegen Brandſtiftung in Anklageſtand verſetzt wird, falls er demnaͤchſt auch ver⸗ 
urtheilt wird, eine Praͤmie von funfzig bis Einhundert Thalern. 


F. 56. 
18. Sranfitri Bei der erſten Einrichtung der Sozietät ift die Direktion befugt, nach 
fhe Beim: ihrem Ermeſſen die Gebäude nach Höhe ihrer bisherigen glaubhaft nachzu⸗ 
mungen. , ; 5 5 
weiſenden Verſicherung ohne nochmalige Abſchaͤtzung aufzunehmen. 
$ 57. 
Die zur Beſtreitung der Koſten der Einfuhrung dieſer Sozietät noͤthigen 


Mittel wird die Landſteuerkaſſe vorſchußweiſe gewaͤhren, und ſind ſie derſelben 
ſpaͤteſtens binnen zwei Jahren zu erſtatten. 


Gegeben Berlin⸗Anhaltiſche Eiſenbahn, den 26. Juli 1884. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 
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